
 

 

 

Präambel 

Der Freie Alternativschule Dresden e.V. betreibt die gleichnamige Schule und eine 
dazugehörige Kindertageseinrichtung. 

Die Schule und die Kindertageseinrichtung sind Orte, an welchen Kinder, Jugendliche 
und Erwachsene ihren Platz haben unabhängig von Geschlecht, Abstammung, Haut-
farbe, Herkunft, Religion oder Glauben, sozialer Lebenslage, Beeinträchtigung, sexu-
eller und/oder geschlechtlicher Identität, individuellen Fähigkeiten und Fertigkeiten 
oder sonstiger unverfügbarer Merkmale. Beide Orte sollen Schutzräume vor allen 
Formen von Diskriminierung sein. 

Als FAS Dresden e.V. sind für uns die Individualität, die Gleichwertigkeit und die Wür-
de jedes Menschen, der Anspruch auf eine selbstbestimmte Zukunft und gleiche 
Rechte für alle Ausgangspunkte unserer Arbeit. Dabei stellen wir neben dem Indivi-
duum auch die Solidarität und die Verantwortung gegenüber der Schulgemeinschaft 
und der Gesamtgesellschaft in den Vordergrund. Diese Haltung bestimmt unseren 
Blick auf die Welt. 

Unser Engagement für Bildung ist ein zivilgesellschaftliches Engagement. Deshalb 
wenden wir uns gegen jeden Versuch, Grund- und Menschenrechte, inklusive der 
Kinderrechte, auf einzelne Gruppen zu beschränken. 

Wir grenzen uns deutlich gegen rechte und demokratiefeindliche Tendenzen und 
Gruppen ab und positionieren uns antifaschistisch. 

Wir stellen uns allen Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit entgegen und 
stehen für eine diverse und inklusive Gesellschaft. 

Wir orientieren uns an evidenzbasierten wissenschaftlichen Erkenntnissen und lehnen 
Verschwörungsmythen und Populismus ab. 

Wir kämpfen für unsere gemeinsame Demokratie: Die Würde aller Menschen ist un-
antastbar. Sie zu achten und zu schützen ist unser Anspruch! 

§ 1 Name und Sitz 

1. Der Verein führt den Namen "Freie Alternativschule Dresden e.V." und ist im Vereins-
register unter der Nummer VR 1651 eingetragen. 

2. Sein Sitz ist in Dresden. 

§ 2 Geschäftsjahr und Gemeinnützigkeit 

1. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

2. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

3. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche    
Zwecke. 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

5. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
Die Mitglieder des Vereins erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

6. Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei der Auflösung oder Aufhebung 
des Vereins keine Anteile des Vereinsvermögens erhalten. 

§ 3 Ziele, Zweck und Aufgaben 

1. Der Zweck des Vereins ist die Schaffung aller inhaltlichen, strukturellen und organisa-
torischen Voraussetzungen, die unmittelbar zum Aufbau, Betrieb und Leben der 
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Freien Alternativschule Dresden und einer dazugehörigen Kindertageseinrichtung 
notwendig sind. 

2. Der Satzungszweck wird insbesondere dadurch verwirklicht, dass der Verein ein Um-
feld schafft, in dem sich Kinder in Begleitung von Erwachsenen innerhalb einer Grup-
pe entsprechend ihrer persönlichen Veranlagungen als selbstbestimmte Menschen 
entwickeln können. 
Die Schule versteht sich als vielfältige und inklusive Schule. 

3. Der Verein verfolgt seinen Zweck und seine Aufgaben auf Basis der uneingeschränk-
ten Achtung der Grund-, Menschen- und Kinderrechte. Der Verein ist unabhängig von 
parteipolitischer, religiöser, wirtschaftlicher und militärischer Einflussnahme. 

4. Der Verein trägt das pädagogische Konzept der Freien Alternativschule Dresden. 

5. Die Umsetzung ist Aufgabe des pädagogischen Teams. Die Weiterentwicklung des 
Konzeptes ist die gemeinsame Aufgabe des pädagogischen Teams, der Eltern sowie 
der Kinder und Jugendlichen, welche die Schule besuchen. 

6. Änderungen des pädagogischen Konzeptes, die den genehmigten Fassungen grund-
sätzlich zuwiderlaufen, sind der Mitgliederversammlung anzuzeigen und werden von 
der Mitgliederversammlung einstimmig beschlossen. 

§ 4 Mitgliedschaft 

1. Mitglied des Vereins kann jede volljährige natürliche Person, juristische Personen und 
Schüler:innen der Freien Alternativschule Dresden werden, die die Ziele des Vereins 
unterstützen, die Satzung anerkennen und bereit sind, in den Organen des Vereins 
mitzuarbeiten. 

2. Der Verein tritt gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit entschieden entgegen. In 
diesem Sinne können im Verein nur solche Personen Mitglied werden, die diesen 
Grundsatz teilen. Mitglieder von Parteien, Organisationen und Gruppierungen, die die 
in der Präambel genannten (Grund-)Werte nicht teilen, können nicht Mitglied des Ver-
eins sein. 

3. Die Mitglieder beteiligen sich aktiv an der Arbeit des Vereins und sind in der Mitglie-
derversammlung stimmberechtigt.  

4. Die Mitglieder zahlen monatliche Mitgliedsbeiträge.  

5. Fördermitglieder unterstützen den Verein ideell und finanziell regelmäßig oder einma-
lig.  

6. Voraussetzung für die Aufnahme ist ein schriftlicher Antrag zur Aufnahme an den 
Vorstand. Die Aufnahme erfolgt mit der Eintragung in die Mitgliederliste. Ein Anspruch 
auf Aufnahme besteht nicht. 

7. Die Mitgliedschaft endet automatisch, wenn das Mitglied durch Enden des Schulver-
trages die Schule verlässt. Wer Mitglied im Verein bleiben möchte, muss dies schrift-
lich erklären. 

Die Mitgliedschaft endet auch: 
a. durch freiwilligen Austritt, 
b. durch Ausschluss, 
c. durch Streichung aus dem Verein, 
d. oder mit dem Tod des Mitglieds. 

8. Der freiwillige Austritt aus dem Verein ist zum Monatsende möglich und erfolgt durch 
eine schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand.  

9. Bei groben Verstößen gegen die Satzung, gegen gefasste Beschlüsse sowie bei ver-
einsschädigendem Verhalten kann ein Mitglied ausgeschlossen werden. Der Aus-
schluss erfolgt zunächst durch den Vorstand und ist dem betroffenen Mitglied unter 
Angabe der Gründe mitzuteilen. Zuvor ist diesem Mitglied jedoch eine Möglichkeit der 
Anhörung einzuräumen. 

Das Mitglied kann innerhalb von vier Wochen Einspruch gegen den Ausschluss erhe-
ben. 
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10. Auf wiederholte, in besonders schweren Fällen auch einmalige Äußerungen, Hand-
lungen oder sonstige Ausdrucksformen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit in-
nerhalb und außerhalb des Vereins und/oder der Mitgliedschaft in Parteien, Organisa-
tionen und Gruppierungen, die solche Einstellungen vertreten, folgt der Ausschluss 
des Mitgliedes aus dem Verein durch einen Beschluss des Vorstandes. 

11. Das vom Ausschluss betroffene Mitglied hat nach § 7 Abs. 7 das Recht, den Vorstand 
zur Einberufung einer Mitgliederversammlung zu veranlassen, die nach Anhörung 
endgültig über den Ausschluss entscheidet. 

12. Die Streichung kann durch den Vorstand beschlossen werden, wenn das Mitglied sei-
ner Beitragspflicht trotz schriftlicher Mahnung in drei auf einander folgenden Monaten, 
oder durch Rückstände in Höhe von mindestens zwei Monatsbeiträgen nicht nach-
kommen ist. Die Streichung ist dem betroffenen Mitglied bekannt zu geben. 

13. Ehrenmitglied mit vollen Mitgliedsrechten kann jede natürliche Person werden, die 
sich um den Verein besonders verdient gemacht hat. Von Ehrenmitgliedern werden 
keine Beiträge erhoben. Über die Ernennung von Ehrenmitgliedern entscheidet die 
Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Vorstandes. 

§ 5 Beitrag und Vereinsmittel 

1. Die Höhe des Vereinsbeitrages wird in einer Beitragsordnung geregelt, die von der 
Mitgliederversammlung beschlossen wird. 

2. Über Beitragserlass oder Beitragsminderung entscheidet der Vorstand auf Antrag. 

3. Die finanziellen Mittel des Vereinshaushaltes setzen sich aus öffentlichen Zuschüs-
sen, den Mitgliedsbeiträgen, Spenden und Schenkungen zusammen. 

4. Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 

5. Über die Verwendung der Mittel entscheidet die Mitgliederversammlung. 

§ 6 Organe des Vereins 

1. Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung, der Vorstand und die Arbeits-
gruppen. 

§ 7 Mitgliederversammlungen 

1. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand einberufen. Dazu sind 14 Tage vorher 
alle Mitglieder unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung schriftlich einzuladen. E-
Mail gilt als schriftliche Einladung. 

2. Die Mitgliederversammlung kann in Präsenz, Hybrid oder ausschließlich als Video-
konferenz stattfinden. 

3. Anträge der Mitglieder zur Tagesordnung oder Beschlussvorlagen sind zwei Tage vor 
der unter § 7 Abs. 1 genannten Frist beim Vereinsvorstand schriftlich einzureichen.  

4. Nachträglich eingereichte Tagesordnungspunkte müssen auf die Tagesordnung ge-
setzt werden, wenn in der Mitgliederversammlung die Mehrheit der erschienenen 
stimmberechtigten Mitglieder der Behandlung der Anträge zustimmt. 

5. Anträge über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins, die den 
Mitgliedern nicht bereits mit der Einladung zur Mitgliederversammlung zugegangen 
sind, können erst auf der nächsten Mitgliederversammlung beschlossen werden.  

6. Mindestens einmal jährlich findet eine ordentliche Mitgliederversammlung statt. Auf ihr 
wird unter anderem der Finanzabschluss des abgelaufenen Geschäftsjahres bestä-
tigt, der Haushaltsplan beschlossen und der Vorstand und die zwei Kassenprüferen-
den gewählt. 

7. Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn Entscheidungen 
zu fällen sind, die grundsätzlicher Art sind, oder wenn es von wenigstens zehn Pro-
zent der Mitglieder schriftlich gefordert wird, oder es ein vom Ausschluss bedrohtes 
Mitglied verlangt. 
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8. Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig. Beschlüsse werden mit 2/3-Mehrheit gefasst. Stimmenthaltungen und 
ungültige Stimmen bleiben außer Betracht. 

9. Die Anzahl der Online-Teilnehmenden ist elektronisch und personalisiert zu erfassen. 

10. Jedes Mitglied hat mit der Vollendung des 12. Lebensjahres eine Stimme. Das 
Stimmrecht kann nur persönlich oder für ein Mitglied unter Vorlage einer schriftlichen 
Vollmacht ausgeübt werden. 

11. Legen mindestens zehn Prozent der anwesenden Mitglieder ein Veto gegen einen zu 
fassenden Beschluss ein, ist die Beschlussfassung auf eine innerhalb der nächsten 
drei Wochen durchzuführende Mitgliederversammlung zu vertagen. Das Recht, zu ei-
nem Beschluss ein Veto einzulegen besteht nur einmal. 

12. Beschlüsse werden offen durch Handzeichen und/oder elektronisch erfasst abge-
stimmt. Wahlen erfolgen in geheimer Form. Eine Abstimmung muss geheim durchge-
führt werden, wenn dies von einem Mitglied gefordert wird. 

13. Über den Verlauf der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen. Be-
schlüsse sind darin als solche zu kennzeichnen und im Wortlaut wiederzugeben. Die-
se Niederschrift ist von der protokollführenden Person und der Versammlungsleitung 
zu unterschreiben und in geeigneter Form abzulegen und zu archivieren. 

§ 8 Der Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus drei bis fünf Mitgliedern. Ein Mitglied des Vorstandes ist aus 
dem pädagogischen Team. Je zwei Mitglieder des Vorstandes sind gemeinsam für 
den Verein vertretungsberechtigt. 

2. Maximal vier Schüler:innen können als Mitglieder in den Vorstand gewählt werden. 
Dann ist der Vorstand um diese zu erweitern (erweiterter Vorstand). Die Arbeit im 
Vorstand regelt eine Geschäftsordnung. 

3. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren 
gewählt. Er bleibt jedoch so lange im Amt bis eine Neuwahl erfolgt ist. Wiederwahlen 
sind möglich. Die außerordentliche Ab- und Neuwahl des Vorstands ist jederzeit auf 
einer außerordentlichen Mitgliederversammlung möglich. 

4. Gewählt ist jeweils, wer die meisten Stimmen erhält und mehr als die Hälfte der ab-
gegebenen Stimmen bekommt. 

Werden im ersten Wahlgang nicht mindestens 3 Vorstandsmitglieder gewählt, wird 
ein zweiter Wahldurchgang durchgeführt. Alle Kandidierenden, die im ersten Wahl-
gang nicht die erforderliche Mehrheit erreicht haben, können im zweiten Wahlgang 
erneut kandidieren. Die Aufstellung von neuen Kandidierenden für den zweiten Wahl-
gang ist zulässig. 

5. Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode aus, so schlägt der 
Vorstand aus den Reihen der Vereinsmitglieder ein Ersatzmitglied für die restliche 
Amtsdauer des Ausgeschiedenen vor.  

Das Ersatzmitglied wird durch einfache Mehrheit von der Mitgliederversammlung bis 
zur nächsten regulären Vorstandswahl bestätigt. 

Scheiden zwei oder mehr Mitglieder des Vorstands aus, ist eine Neuwahl erforderlich. 

6. Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. Der Vorstand hat insbesondere fol-
gende Aufgaben: 

a. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
b. Grundsatzentscheidungen zu organisatorischen und strukturellen Fragen 
c. Enge Zusammenarbeit mit dem Team in entsprechenden Foren 
d. Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlungen sowie Aufstel-

lung der Tagesordnung 
e. Erstellung eines Jahresberichts 
f. Beschlussfassung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern 
g. Abschluss und Kündigung von Arbeitsverträgen 
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h. Er trifft Entscheidungen, die die Kompetenz der Arbeitsgruppen übersteigen. 

7. Das Amt des Vereinsvorstands wird grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. 

8. Die Mitgliederversammlung kann abweichend von Absatz 7 beschließen, dass dem 
Vorstand für seine Vorstandstätigkeit eine angemessene Vergütung gezahlt wird. 

9. Der Vorstand kann für die Führung der laufenden Geschäfte eine Geschäftsführung 
bestellen. Der Umfang der Geschäfte und Vertretungsbefugnis der Geschäftsführung 
werden separat in der Stellenbeschreibung geregelt. 

§ 9 Die Arbeitsgruppen 

1. Es werden ständige Arbeitsgruppen zu folgenden Aufgabenbereichen eingerichtet: 
- Öffentlichkeitsarbeit 
- Finanzgruppe 
- Konzeptionelle Weiterentwicklung 
- Elternaufnahmegruppe 
- Personalentwicklung 
- MV-Vorbereitung 
- Organisationsentwicklung. 

2. Alle Mitglieder des Vereins sind gehalten, in mindestens einer Arbeitsgruppe kontinu-
ierlich mitzuarbeiten. 

§ 10 Kassenprüfung 

1. Die Mitgliederversammlung wählt zeitgleich mit der Vorstandswahl zwei Personen, die 
die Kassenführung des Vereins überprüfen und der Mitgliederversammlung jährlich 
Bericht erstatten. Eine Wiederwahl ist zur anschließenden Wahlperiode nicht möglich. 

§ 11 Auflösung und Zweckänderung 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur durch die Mitgliederversammlung beschlossen 
werden. 

2. Die Einladung zu dieser Mitgliederversammlung muss mindestens vier Wochen im 
Voraus unter Angabe dieses Versammlungsgrundes erfolgen. 

3. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins, oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den Bundesverband der Freien Alternativ-
schulen e. V., der es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke zu 
verwenden hat. 
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